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Stadt und Gesellschaft

Der Versuch einer legalen Opiatabgabe

Dass es in Basel keine offene Drogenszene wie in 
Zürich gibt, ist keine Selbstverständlichkeit. Die 
breite Diskussion, die seit längerer Zeit in den Par­
teien, aber auch in der Öffentlichkeit geführt wor­
den ist, ermöglichte in Basel eine Drogenpolitik 
zwischen Liberalität und Repression, die - wie eine 
Abstimmung im Sommer 1994 zeigte - von der

Mehrheit der Bevölkerung getragen wird. Luc Saner 
beschreibt in seinem Beitrag den politischen Mei­
nungsbildungsprozess, Thomas Kessler erklärt die 
kantonale Drogenpolitik, und Stephan Laur lässt 
Drogenabhängige aus seinem viel beachteten Film 
<Klatschmohn> zu Wort kommen. (Red.)

Luc Saner

Heroin auf Rezept
Der Werdegang einer Idee

Einführung
Mit 65,6 % Ja-Stimmen hat Basels Souverän 
am 12. Juni 1994 die Finanzierung eines wis­
senschaftlichen Versuchs gutgeheissen, der die 
intravenöse Abgabe von Opiaten wie Morphin 
und Methadon, aber auch von Heroin an Ab­
hängige auf ärztliches Rezept vorsieht.1 Dieser 
drogenpolitische Durchbruch lässt sich auf ein 
ganzes Bündel verschiedenster Umstände zu­
rückführen, deren Darstellung zumindest in den 
Grundzügen versucht werden soll.

Die Drogenkommission der Basler FDP
Als Strafverteidiger in Drogenfällen konnte ich 
direkt Erfahrungen mit der repressiven Drogen­
politik sammeln und dabei feststellen, dass die 
Repression nicht zu den gewünschten Resulta­
ten führt. Weder gelingt es, über die abhängigen 
Kleinhändler zu den Grosshändlern vorzudrin­
gen, noch werden durch den sogenannten Lei­
densdruck die Abhängigen zum Ausstieg be­
wegt. Zudem erweist sich die Repression in vie­

lem gar als kontraproduktiv. Viele Abhängige 
verelenden, werden kriminell und damit sozial 
ausgegrenzt, verlieren Arbeit und Wohnung, 
infizieren sich mit Aids und erkranken oder 
sterben an unreinen und an Drogen mit unbe­
kanntem Reinheitsgrad. Das ganze Elend ist oft 
nur mit noch mehr Drogen ertragbar. Die Kraft 
zum Ausstieg erlahmt, statt dass sie gestärkt 
wird. Das Umfeld der Abhängigen leidet mit, 
und der Staat verlocht Millionenbeträge in Straf­
verfolgung und -Vollzug. Der Drogenhandel 
selbst ist lukrativ, steuerfrei und findet einen 
stets wachsenden Kundenkreis. Mit anderen 
Worten: Ein Grossteil der Probleme ist nicht 
Substanz-, sondern strategiebedingt; nicht die 
Drogen verursachen die Probleme, sondern 
unser Umgang mit den Drogen ist die Haupt­
ursache der Missstände. Besonders problema­
tisch erschien mir dabei, dass es zu gewissen 
Drogen für Abhängige gar keinen legalen Zu­
gang gibt.64



Mit dieser Situation konfrontiert, gründete ich 
im Herbst 1987 die Drogenkommission der 
Basler FDP. In unserem Bericht vom Mai 19882 
empfahlen wir im Sinne einer Diskussions­
grundlage, harte Drogen, auch Heroin, auf Re­
zept an Abhängige abzugeben und weiche Dro­
gen, belastet mit öffentlichen Abgaben, zu ver­
treiben. Zu unserer grossen Freude folgte die 
von Adolf Bucher präsidierte Geschäftsleitung 
der Basler FDP diesen Ideen mehrheitlich, und 
am 24. Januar 1989 fand eine denkwürdige 
Forumsveranstaltung statt, an der die Öffent­
lichkeit orientiert wurde. Das Echo beim Publi­
kum und in den Medien, allen voran Victor 
Weber in der BaZ, war sehr positiv.

Das Podium anläss­
lich der Forums­
veranstaltung der 
Basler FDP zur 
Drogenpolitik vom 
24. Januar 1989.
V

Der Entscheid des Bundesrates 
für Heroinabgabeversuche
Die Idee der Abgabe von Heroin auf Rezept an 
Abhängige stammt nicht von der Drogenkom­
mission der Basler FDP. So beantwortete der 
Bundesrat bereits am 14. Dezember 1979 eine 
einschlägige Motion Leuenberger abschlägig. 
In England wird die Heroinabgabe seit Jahr­
zehnten praktiziert.3 Doch war der Zeitpunkt 
für die Idee 1989 günstig, da sich die Drogen­
politik in einer insgesamt verfahrenen Situation 
befand. Zudem kam zum Ausdruck, dass mit 
der Heroinabgabe die dargelegten strategiebe­
dingten Missstände der repressiven Drogenpo­
litik weitgehend eliminiert werden könnten.

Und die Behörden griffen die Idee auf. So lud 
der baselstädtische Justizdirektor Peter Fack- 
lam am 21. Februar 1989 Vertreter verschiede­
ner Departemente sowie Mitglieder der Dro­
genkommission der Basler FDP zu einem Infor­
mationsaustausch ein. Das Eidg. Departement 
des Innern führte mit Schreiben vom 19. Juni 
1989 eine Vernehmlassung zu einem Bericht 
der Subkommission <Drogenfragen> der Eidg. 
Betäubungsmittelkommission4 durch, die die 
Idee der Heroinabgabe zur Diskussion stellte. 
Dabei sprachen sich erstaunlicherweise von den 
politischen Parteien nur die CVP, die EVP und 
die SVP klar gegen die Heroinabgabe aus. In 
der Zürcher Stadträtin Emilie Lieberherr und 
dem Zürcher Arzt André Seidenberg hatte die 
Heroinabgabe zudem zwei engagierte Verfech­
ter gefunden.
Nun reagierte das Bundesamt für Gesundheits­
wesen und liess durch das Bundesamt für Justiz 
zwei Gutachten ausarbeiten, die mit Datum 
vom 2. Oktober 1990 Art. 8 Abs. 5 des Betäu­
bungsmittelgesetzes als ausreichende Rechts­
grundlage für allfällige Heroinabgabeversuche 
qualifizierten. Ebenso gab das Bundesamt für 
Gesundheitswesen der Psychiaterin Annie 
Mino von der Universität Genf den Auftrag, 
eine wissenschaftliche Analyse über die Litera­
tur zur kontrollierten Abgabe von Heroin und 
Morphin zu erstellen. Frau Mino empfahl auf­
grund ihrer Recherche vom September 1990, 
wissenschaftliche Heroinabgabeversuche durch­
zuführen.5
Mit Schreiben vom 8. Januar 1992 führte das 
Eidg. Departement des Innern eine Vernehm­
lassung zu einer Verordnung6 durch, die u.a. als 
Grundlage für Opiatabgabeversuche dienen 
sollte. Leider schloss der erläuternde Bericht es 
aus, dass auch Heroin in die Versuche einbezo­
gen wird. Dagegen lief nicht nur die Basler FDP 
Sturm. Anlässlich einer Tagung der FDP der 
Schweiz zur Drogenpolitik vom 20./21. März 
1992 ergab sich eine klare Mehrheit für Heroin­
abgabeversuche. Die SP, ja gar die CVP befür­
worteten Versuche mit Heroin. Unter dem 
Druck dieses Vemehmlassungsergebnisses gab 
der Bundesrat am 13. Mai 1992 bekannt, dass 
auch das Heroin in die Versuche miteinbezogen 
wird. Damit war ein entscheidender politischer 
Schritt getan. 65
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Basels Ja zur versuchsweisen 
Opiatverschreibung

Neben Zürich, Bern, Thun, Olten, Zug und 
Schaffhausen wollte auch Basel entsprechende 
Versuche durchführen. Mit Ratschlag Nr. 8468 
vom 23. November 1993 beantragte der Regie­
rungsrat des Kantons Baselstadt dem Grossen 
Rat einen Kredit zur Finanzierung des dreijähri­
gen Pilotprojektes für die <Diversifizierte ärztli­
che Verschreibung von Suchtmittelm. Im Rah­
men dieses wissenschaftlich begleiteten Ver­
suchs werden 150 Schwerstabhängige nach 
dem Zufallsprinzip in drei Gruppen eingeteilt, 
an die jeweils intravenös Heroin, Morphin und 
Methadon unter ärztlicher Aufsicht abgegeben 
wird. Zudem erhalten alle Teilnehmer eine 
Trinklösung Methadon als Grunddosis. Regel­
mässige Kontrollen des Gesundheitszustandes, 
psychotherapeutische Gespräche und nötigen­
falls Sachhilfe bezüglich Wohnen und Arbeiten 
ergänzen das Versuchsprogramm. Zudem bean­
tragte die Finanzkommission dem Grossen Rat, 
den Ausgabenbericht Nr. 0331 B gutzuheissen, 
womit ein Teil der Liegenschaft Spitalstrasse 2 
zur Aufnahme des Pilotprojektes saniert wer­
den soll.
Beiden Krediten stimmte der Grosse Rat mit 
nur 9 resp. 11 Gegenstimmen am 19. Januar 
1994 deutlich zu. Als einzige Fraktion stimm­
ten die Schweizer Demokraten/Die Freiheitli­
chen dagegen.
Leider wurde gegen den Kreditbeschluss 
betreffend das Pilotprojekt das Referendum 
gleich von verschiedenen Seiten ergriffen. 
Zuerst traten fundamental-christliche Kreise 
rund um den Drogentherapieverein <Offene 
Tür> auf den Plan. Bald folgten die Schweizer 
Demokraten und die Freiheitlichen. Einige 
Unterschriften wurden von der Eidgenös­
sisch-Demokratischen Union beigesteuert und 
DSP-Grossrat Kurt Freiermuth, der baselstädti­
sche Gefängnisdirektor, profilierte sich als Ein­
zelkämpfer.
Für den Kreditbeschluss des Grossen Rates tra­
ten aber alle im Grossen Rat vertretenen Par­
teien mit Ausnahme der Schweizer Demokraten 
und der Freiheitlichen ein, so dass ein grosses 
überparteiliches Komitee zur Bekämpfung des 
Referendums gegründet werden konnte. Dabei
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engagierten sich nicht nur Politikerinnen und 
Politiker, sondern auch breite Bevölkerungs­
kreise, vor allem aber grosse Teile der Ärzte­
schaft, kirchliche Kreise und natürlich im Dro­
genbereich tätige Organisationen wie der basel­
städtische Drogenstammtisch. Der persönliche 
Einsatz von Regierungsrätin Veronica Schaller 
und Regierungsrat Jörg Schild taten das übrige 
zum erfreulichen Ergebnis dieser wichtigen 
Abstimmung, die Signalwirkung weit über die 
Kantonsgrenzen hinaus hatte und haben wird. 
Möge die Heroinabgabe auf Rezept die ge­
wünschten Wirkungen zeigen und uns allen hel­
fen, die Drogenpolitik in vernünftige Bahnen zu 
lenken.

<
Von mehreren 
Seiten wurde gegen 
den Kreditbeschluss 
des Grossen Rates 
das Referendum 
ergriffen.
A
Basels Souverän 
stimmte am 12. Juli 
1994 mit 65,6% 
der Stimmen dem 
Versuch einer 
ärztlichen Opiat­
verschreibung zu.
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